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Jens Spahn fordert Normalisierung im
Umgang mit der AfD: Ein Risiko?

Jens Spahn diskutiert in einer Markus Lanz-Sendung die
politische Normalisierung der AfD und äußert Bedenken

hinsichtlich extremistischer Einflüsse.

Deutschland - In einer aktuellen Diskussion über die AfD hat
Jens Spahn, Unionsfraktionsvize der CDU, in der Markus Lanz-
Sendung klargestellt, dass er für einen sachlichen Umgang mit
der Partei plädiert. Er sieht es als notwendig an, die AfD wie jede
andere Oppositionspartei im Parlament zu behandeln. Spahn
äußerte, dass er die „maximale Empörung“ über seine Aussagen
nicht nachvollziehen könne, und kritisierte die aktuelle Debatte
als hinderlich für konstruktive Dialoge. Er fordert, dass die AfD
sich an bestehende Regeln halten müsse, anstatt
Regeländerungen zu fordern, die auf einen Ausschluss der Partei
abzielen könnten. Dabei betonte er die Notwendigkeit, dass die
AfD Kandidaten aufstellen müsse, die „wählbar“ sind, und
verwies auf seine Zusammenarbeit mit dem AfD-Politiker Peter



Boehringer.

Die Haltung Spahns wird jedoch nicht von allen Seiten geteilt.
Bärbel Bas, SPD-Politikerin, äußerte Bedenken gegenüber
seinem Ansatz und warnte vor einer „Normalisierung“ der AfD.
Sie merkte an, dass die aktuellen Aktivitäten einiger AfD-
Abgeordneter, die unter Verdacht stehen, für Russland zu
spionieren, die Gefahren einer Zusammenarbeit wesentlich
verdeutlichen. Bas ist kritisch im Hinblick auf die Sprache, die oft
von der Politik übernommen wird und somit die Rhetorik der AfD
stärkt. Spahn erwiderte, dass er von persönlichen Erfahrungen
mit Hass und Hetze von AfD-Abgeordneten berichtet hat, was
auch seine Skepsis gegenüber der Zusammenarbeit mit der
Partei unterstreicht.

Politische Strategien und Bedenken

Spahn steht nicht nur wegen seiner Aussagen unter
Beobachtung, sondern wird auch als möglicher Kandidat für ein
Ministeramt in einer künftigen Großen Koalition gehandelt. Dies
kommt, nachdem der CDU-Generalsekretär Linnemann seinen
Verzicht auf einen Ministerposten bekannt gegeben hat. Trotz
dieser politischen Ambitionen äußerte Spahn Bedenken, ob die
AfD, die derzeit mit über 150 Abgeordneten die zweitstärkste
Kraft im Bundestag ist, einen Posten als
Bundestagsvizepräsident erhalten sollte. Er stellte klar, dass die
Mehrheit der Abstimmenden für einen solchen Schritt hinter
einem AfD-Kandidaten stehen müsste.

In der politischen Landschaft kommt es zunehmend zu einer
Herausforderung, den Einfluss der extremen Rechten
einzudämmen. Wie eine Analyse zu Krisen und Unsicherheiten
zeigt, fördern solche gesellschaftlichen Bedingungen
nationalistische und anti-immigrantische Einstellungen. Vor dem
Hintergrund dieser Dynamiken fordert Spahn eine Diskussion
darüber, wie die Demokratie und der Rechtsstaat durch die
Rhetorik und Politik der AfD gefährdet werden. Der
Verfassungsschutz beobachtet die AfD mittlerweile als



rechtsextremistischen Verdachtsfall, was die Debatte um eine
Normalisierung ihres Umgangs weiter anheizt. Der
Verfassungsschutzbericht 2024 warnt vor Aussagen und Posts
der AfD, die das Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip verletzen.

Die AfD ist seit der Wahl im Februar die zweitstärkste
Kraft im Bundestag.
Spahn kritisiert die Rhetorik der AfD, vor allem ihre
Anklagen gegen die etablierten Parteien.
Grüne und Linke lehnen die Vergabe wichtiger Ämter an
die AfD ab.
Bisher wurden keine AfD-Kandidaten zum
Bundestagsvizepräsidenten gewählt.
Die FPÖ und andere rechtsextreme Parteien haben
ähnliche Trends in Europa zur Folge.

Die aktuellen Debatten rund um die AfD zeigen die
Erschütterung der gesellschaftlichen Normen und die
Unsicherheit, die viele Bürger empfinden. Wie verschiedene
Studien bestätigen, interagieren Krisen zunehmend mit den
gesellschaftlichen Einstellungen, was potenziell zu einer
Radikalisierung führen kann. Es bleibt eine zentrale
Herausforderung für die etablierten Parteien, sowohl die Wähler
zu erreichen, die sich von der AfD angezogen fühlen, als auch
die Werte von Demokratie und Toleranz zu bewahren. Die
Diskussion zwischen Spahn und seinen Kritiker:innen wird daher
oft als Testfall für die Politik der CDU in der Auseinandersetzung
mit der extremen Rechten betrachtet.

Für mehr Informationen verweisen wir auf die Berichterstattung
von t-online und die Einschätzungen von sueddeutsche.de.
Weitere Analysen zur Rolle von Unsicherheit in der Gesellschaft
finden Sie auf bpb.de.
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